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Reichs⸗Geſetzblatt. 


M 19. 


Inhalt: eſe etreffend einige nderungen und Ergänzungen der Militärpenſionsgeſetze vom 27. Juni 1871 

Inhalt: G 70 d einige Abänderung d Ergänzungen der Militä geſetz 27 8 
und vom 4. April 1874, ſowie des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 und des Geſetzes über 
den Reichs⸗Invalidenfonds vom 11. Mat 1877. S. 171. 


(Nr. 2102.) Geſetz, betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen der Militärpenfions- 
geſetze vom 27. Juni 1871 und vom 4. April 1874, ſowie des Reichs- 
beamtengeſetzes vom 31. März 1873 und des Geſetzes über den Reichs 
Invalidenfonds vom 11. Mai 1877. Vom 22. Mai 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
*. von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Die Geſetze vom 27. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 275) und vom 
4. April 1874 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 25), betreffend die Penſionirung und Ver⸗ 
ſorgung der Militärperſonen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine, ſowie 
die Bewilligungen für die Hinterbliebenen ſolcher Perſonen, und vom 31. März 1873 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 61), betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, ſo⸗ 
wie ferner das Geſetz über den Reichs⸗Invalidenfonds vom 11. Mai 1877 
Meichs⸗Geſetzbl. S. 495) werden durch nachſtehende Vorſchriften abgeändert be, 
ziehungsweiſe ergänzt: 


A. Offiziere und im Offizierrange ſtehende Militaͤraͤrzte. 


Artikel 1. 
An die Stelle der $$. 8, 16, des durch Artikel I des Geſetzes vom 21. April 
1886 Geichs⸗Geſetzbl. S. 78) abgeänderten $. 21 und des F. 29 des Geſetzes 
vom 27. Juni 1871 treten, unter Fortfall des §. 3 des Geſetzes vom 4. April 1874, 
folgende Vorſchriften: s 
BZ 


Die Offiziere und im Offizierrange ſtehenden Militärärzte des Beurlaubten⸗ 
ſtandes, ſowie die ohne Penſion ausgeſchiedenen, zum aktiven Militärdienſt vor⸗ 
Reichs⸗Geſetzbl. 1893. 34 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Mai 1893. 


a EC eg, 


übergehend wieder herangezogenen Offiziere und im Offizierrange ſtehenden Militär: 
ärzte erwerben den Anſpruch auf eine Penſion nicht auf Grund der Dienſtzeit, 
ſondern lediglich durch eine im Militärdienſt erlittene Verwundung oder Be⸗ 
ſchädigung ($$. 2 und 3). Die Bewilligung iſt nur ſtatthaft, wenn der Anſpruch 
innerhalb ſechs Jahren nach der Entlaſſung von der Dienſtleiſtung, bei welcher 
fie die Verwundung oder Beſchädigung erlitten haben, geltend gemacht wird ($. 29). 


$. 16. 

1. Ein Anſpruch auf die im F. 12 aufgeführten Penſtonserhöhungen iſt 
nur vorhanden, wenn derſelbe innerhalb ſechs Jahren nach dem Friedensſchluſſe 
geltend gemacht und ſeine Begründung bis zur Entſcheidung der oberſten Militär⸗ 
verwaltungsbehörde des Kontingents beigebracht iſt. 

2. Die Bewilligung der im F. 13 aufgeführten Penſionserhöhungen iſt auch 
nach erfolgter Penſionirung zuläſſig, wenn die Verſtümmelung oder Pflege⸗ 
bedürftigkeit in urſächlichem Zuſammenhang mit der Dienſtbeſchädigung ſteht, 
welche bereits bei der Penſionirung beziehungsweiſe beim Ausſcheiden aus dem 
aktiven Dienſt beſtanden hat. Die Bewilligung unterliegt keiner Zeitbeſchränkung. 


$. 21. 

Die Zeit, während welcher ein mit Penſionsanſprüchen aus dem aktiven 
Dienſt geſchiedener Offizier oder im Offizierrange ſtehender Militärarzt im Frieden 
wieder zum aktiven Militärdienſt oder unter Beibehalt der Penſion (an Stelle 
von Gehalt) zum Dienſt in der Militär⸗ oder Marineverwaltung herangezogen 
worden iſt und in einer etatsmäßigen Stellung Verwendung findet, begründet 
bei einer Geſammtdienſtzeit von mindeſtens zehn Jahren mit jedem weiter erfüllten 
Dienſtjahre den Anſpruch auf Erhöhung der bisher bezogenen Penſion um ein 
Sechszigſtel des derſelben zum Grunde liegenden penſionsfähigen Dienſteinkommens 
bis zur Erreichung des im $. 9 Abſatz 2 beſtimmten Höchſtbetrages. 

Findet eine Wiederheranziehung zum aktiven Militärdienſt oder zum Dienſt 
in der Militär⸗ oder Marineverwaltung aus Veranlaſſung einer Mobilmachung 
oder einer militäriſchen Aktion bei der Kaiſerlichen Marine, und zwar mindeſtens 
in der Dauer von ſechszig Tagen, ſtatt, ſo tritt eine Erhöhung der Penſion um 
ein Sechszigſtel des penſtonsfähigen Dienſteinkommens innerhalb der geſetzlichen 
Grenze — F. 9 Abſatz 2 — auch dann ein, wenn durch die Zeit der Wieder⸗ 
verwendung ein weiteres Dienſtjahr nicht vollendet iſt. 


$. 29. 

Das Gefuch um Gewährung von Penſion muß in dem Abſchiedsgeſuche 
enthalten und begründet fein; eine nachträgliche Forderung von Penſion iſt un⸗ 
zuläſſig; nur in dem Falle, daß die Art der Invalidität gleichzeitig den Anſpruch 
auf Penſionserhöhung begründet, kann eine nachträgliche Bewilligung ſtattfinden, 
inſofern eine ſolche innerhalb ſechs Jahren nach der Verabſchiedung beantragt wird. 
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Artikel 2. 


An die Stelle der $$. 32, 33, des erſten Satzes des §. 34, ſowie an die 
Stelle der $$. 35 und 37 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 treten folgende 
Vorſchriften: 


$. 32. 


Das Recht auf den Bezug der Penſion einſchließlich der Penſionserhöhungen 


erliſcht: 


a) 


durch den Tod des Penſionärs, 


b) durch rechtskräftige Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe wegen Hochverraths, 


Landesverraths, Kriegsverraths oder wegen Verraths militäriſcher Ge⸗ 
heimniſſe. 
$. 33 


Das Recht auf den Bezug der eigentlichen Penſion ruht: 


a) 
b) 


IN 


— 


= 


wenn der Penſionär das deutſche Indigenat verliert, bis zu etwaiger 
Wiedererlangung desfelben; 

mit der Wiederanſtellung im aktiven Militärdienſt während ihrer Dauer 
in Höhe des gewährten Dienſteinkommens; 

wenn und ſolange der Penſionär im Reichs- oder im Staatsdienſt ein 
Dienſteinkommen bezieht, inſoweit als der Betrag dieſes Dienſteinkommens 
unter Hinzurechnung der Penſion, ausſchließlich der Penſionserhöhungen, 
den Betrag des vor der Penſionirung bezogenen penſionsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens überfleigt; 

wenn gegen den Penſionär wegen Hochverraths, Landesverraths, 
Kriegsverraths oder wegen Verraths militäriſcher Geheimniſſe vor einem 
Civilgericht die öffentliche Klage erhoben oder im militärgerichtlichen 
Verfahren die Einleitung der Strafverfolgung angeordnet iſt, ſolange 
der Penſionär ſich im Auslande aufhält oder ſein Aufenthalt unbekannt 
iſt. Die einbehaltene Penſion wird ausgezahlt, wenn der Penſionär 
rechtskräftig freigeſprochen oder zu geringerer als Zuchthausſtrafe oer, 
urtheilt iſt oder dem ſtrafgerichtlichen Verfahren wegen unzureichender 
Verdachtsgründe oder wegen mangelnder Strafbarkeit keine weitere 
Folge gegeben wird. 


Hat in den Fällen der lit. e das vor der Penſtonirung bezogene penfiond- 
fähige Dienſteinkommen nicht über 4000 Mark jährlich betragen, ſo ruht das 
Recht auf den Penſionsbezug nur, inſoweit das Civildienſteinkommen unter 
Hinzurechnung der Penſion, ausſchließlich der Penſionserhöhungen, dieſen Betrag 


überſteigt. 


$. 34. 
(Erſter Satz.) 


Das Recht auf den Bezug der Penſionserhöhungen ($$. 12 und 13) ruht 
in den Fällen des §. 33 unter a und d. 


34* 


Lem ri u 


§. 35. 


Erdient ein Militärpenſionär im Neichd- oder Staatsdienſt eine Civil⸗ 
penſion, ſo erhält derſelbe an Stelle dieſer Civilpenſion die ganze früher erdiente 
Militärpenſion — ſofern ſie lebenslänglich zuerkannt war — wieder aus Militär⸗ 
fonds und daneben den etwaigen Mehrbetrag der Civilpenſion aus dem be⸗ 
treffenden Civilpenſionsfonds. Die geſetzlich zuſtändigen, im Militärdienſt er, 
worbenen Penſionserhöhungen ($$. 12 und 13) bleiben bei dieſer Berechnung 
außer Betracht und ſind ſtets aus Militärfonds zahlbar. 

Das gleiche Verfahren findet ſtatt, wenn ein mit lebenslänglicher Penſion 
aus dem Militärdienſt geſchiedener, demnächſt bei der Gendarmerie eines Bundes⸗ 
ſtaates oder Elſaß⸗Lothringens angeſtellter Offizier mit einer nach den für die 
Offiziere des Reichsheeres geltenden Vorſchriften bemeſſenen Penſion in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt wird. Die zuſtändige Penſionserhöhung gemäß $. 12 wird in 
dieſem Falle nach der Geſammtfpenſion geregelt. 


§. 37. 

Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion auf Grund 
der Beſtimmungen in den $$. 32 bis 35 tritt mit dem Beginn desjenigen 
Monats ein, welcher auf das, eine ſolche Veränderung nach ſich ziehende Er⸗ 
eigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs⸗ oder Staatsdienſt 
gegen Tagegelder oder eine anderweite Entſchädigung wird die Penfton für die 
erſten ſechs Monate dieſer Beſchäftigung unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat 
ab nur zu dem nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſigen Betrage gewährt. 
Bei Dienſtverrichtungen, in welchen der Penſionär lediglich in einem privat⸗ 
rechtlichen Verhältniß zu der ihn beſchäftigenden Behörde ſteht, findet eine Kürzung 
der Penſion überhaupt nicht ſtatt. 


Artikel 3. 
Die Vorſchrift des $. 36 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 tritt außer Kraft. 


B. Millitaͤrperſonen der Unterklaſſen. 


Artikel 4. 


Bei der Verſorgung der Militärperſonen der Unterklaſſen findet eine Doppel⸗ 
rechnung der Kriegsjahre nach Maßgabe des F. 23, ſowie der Seereiſen nach 
Maßgabe des durch Artikel I und II des Geſetzes vom 24. März 1887 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 149) abgeänderten $. 50 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 ſtatt. 

Ausgeſchloſſen iſt eine ſolche nur bei Berechnung der zwölfjährigen Dienſtzeit 
behufs Gewährung des Civilverſorgungsſcheins an nicht invalide Unteroffiziere 
gemäß F. 10 Abſatz 1 des Geſetzes vom 4. April 1874. 
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Artikel 5. 
Die im F. 71 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 bezeichnete Penſionszulage 
— Kriegszulage — wird auf 9 Mark erhöht. 


Artikel 6. 


Die Vorſchriften des $. 75 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 finden nur 
auf die als dauernd verſorgungsberechtigt anerkannten Invaliden Anwendung. 


Artikel 7. 
An die Stelle des F. 76 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und des $. 11 
des Geſetzes vom 4. April 1874 treten, unter Fortfall des $. 12 des letzteren 
Geſetzes, folgende Vorſchriften: 


$. 76 des Geſetzes vom 27. Juni 1871. 

Invalide, welche an der Epilepſie leiden, dürfen den Civilverſorgungsſchein 
nicht erhalten. 

Den zum Civilverforgungsfchein berechtigten, aber wegen Epilepſie oder 
anderer körperlicher Gebrechen zur Verwendung im Civildienſt untauglichen In⸗ 
validen wird für den Fall, daß die Unfähigkeit zur Verwendung im Civildienſt 
in dem Zeitraum eines Jahres entweder nach der Anerkennung des Anſpruchs 
auf den Civilverſorgungsſchein oder nach der erfolgten Aushändigung desſelben 
ſich ergiebt, an Stelle des Civilverſorgungsſcheins eine Penſionszulage von 
12 Mark monatlich Zulage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheins) 
ewährt. 

g eben einer auf Grund des F. 72 zuſtändigen Verſtümmelungszulage ift 
die Zulage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheins nur im Betrage von 
9 Mark monatlich zu gewähren. 


§. 11 des Geſetzes vom 4. April 1874. 

Ganzinvaliden, deren Invalidität durch eine in dem Kriege von 1870/71 
erlittene Dienſtbeſchädigung herbeigeführt worden iſt und welche Anſpruch auf den 
Civilverſorgungsſchein haben, wird nach ihrer Wahl an Stelle des Go 
verſorgungsſcheins eine Penſionszulage von 6 Mark monatlich gewährt (Anſtellungs⸗ 
entſchädigung). 

Das Recht zur Wahl erliſcht ein Jahr nach der erfolgten Anerkennung 
der Invalidität beziehungsweiſe durch Annahme des Cwilverſorgungsſcheins vor 
Ablauf dieſer Friſt. 

Die Anſtellungsentſchädigung und die Zulage für Nichtbenutzung des Civil— 
verſorgungsſcheins duͤrfen nicht nebeneinander bezogen werden. 

In dem Falle des F. 74 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 iſt die An⸗ 
ſtellungsentſchädigung beziehungsweiſe die Zulage für Nichtbenutzung des Civil⸗ 
verſorgungsſcheins neben einer dem geſammten Dienſteinkommen gleichkommenden 
Penſion zahlbar. 


Zu En 


Artikel 8. 
Die Vorſchrift des §. 80 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 tritt außer Kraft. 


Artikel 9. 
Die nachſtehend bezeichneten Friſten werden wie folgt erweitert: 
1. die des F. 82 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
unter B. auf ſechs Jahre, 
unter C. auf ein Jahr, 
2. die des F. 83 jenes Geſetzes, ſowie 
3. die des F. 13 Abſatz 1 des Geſetzes vom A. April 1874 
auf je ſechs Jahre. 


Artikel 10. 

1. Die auf Grund erlittener Dienſtbeſchädigung (§. 59 des Geſetzes vom 
27. Juni 1871) als verſorgungsberechtigt anerkannten Invaliden erhalten bei 
ſpäterer in urſächlichem Zuſammenhang mit der Dienſtbeſchädigung ſtehender 
Steigerung ihrer Invalidität beziehungsweiſe Erwerbsunfähigkeit die dem Grade 
derſelben entſprechende Penſion ohne Einſchränkung auch dann, wenn die 
Steigerung erſt nach Ablauf der im Artikel 9 dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Friſten 
eintritt. 

Bezüglich der übrigen als verſorgungsberechtigt anerkannten Invaliden iſt 
eine Steigerung der Penſionsgebührniſſe nach der Entlaſſung aus dem aktiven 
Dienſt ausgeſchloſſen. | 

2. Die Vorſchriften der $$. 84, 85, 86 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
treten außer Kraft. 


Artikel 11. 
An die Stelle der $$. 100, 101, 103 und 106 des Geſetzes vom 27. Juni 
1871 treten folgende Vorſchriften: 


$. 100. 
Das Recht auf den Bezug der Penſion einſchließlich der Penſionszulagen 
erliſcht: 

1. durch den Tod, 

2. im Falle temporärer Anerkennung mit Ablauf der Zeit, für welche die 
Bewilligung erfolgt war, 

3. ſobald das Gegentheil der Vorausſetzungen erwieſen iſt, unter denen die 
Bewilligung der Kompetenz ſtattgefunden hat, 

4. durch rechtskräftige Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe wegen Hochverraths, 
Landesverraths, Kriegsverraths oder wegen Verraths militäriſcher Ge— 
heimniſſe. 


$. 101. 

Das Recht auf den Bezug der Invalidenpenſion einſchließlich ſämmtlicher 
Zulagen ruht: a 

a) wenn der Penſionär das deutſche Indigenat verliert, bis zu etwaiger 
Wiedererlangung desſelben, 

b) mit der Wiederanſtellung im aktiven Militärdienſt während ihrer Dauer 
in Höhe des gewährten Dienſteinkommens, 

e) wenn gegen den Penſionär wegen Hochverraths, Landesverraths, Kriegs— 
verraths oder wegen Verraths militäriſcher Geheimniſſe vor einem Grott, 
gericht die öffentliche Klage erhoben oder im militärgerichtlichen Ver: 
fahren die Einleitung der Strafverfolgung angeordnet iſt, ſolange der 
Penſionär ſich im Auslande aufhält oder ſein Aufenthalt unbekannt 
iſt. Die einbehaltene Penſion wird ausgezahlt, wenn der Penſionär 
rechtskräftig freigeſprochen oder zu geringerer Strafe als Zuchthaus 
verurtheilt iſt oder dem ſtrafgerichtlichen Verfahren wegen unzureichender 
Verdachtsgründe oder wegen mangelnder Strafbarkeit keine weitere 
Folge gegeben wird. 

$. 103. 

Erreicht das Dienſteinkommen eines im Civildienſt angeftellten oder be⸗ 
ſchäftigten Penſionärs nach Abzug des etwa miteinbegriffenen Betrages zu Aus⸗ 
gaben für Dienſtbedürfniſſe nicht den doppelten Betrag der Invalidenpenſion, 
ausſchließlich der Penſions⸗ und Verſtümmelungszulagen, oder 


eee icht 1200 Mark, 
b) » » Seergeanten oder Unteroffizier nicht 900 „ 
ccc ((c 600 „ 


d) » einer Militärperſon des Unteroffizierſtandes, welche 
ſich mindeſtens zwölf Jahre im aktiven Militärdienſt be⸗ 
Dubai. ul. a, fa ae. ur a 1 400 
fo wird dem Penſionär, je nachdem es günſtiger für ihn iſt, die Penſion bis 
zur Erfüllung des Doppelbetrages oder bis zur Erfüllung jener Sätze belaſſen. 


F. 106. | 

Unter Civildienſt im Sinne der vorſtehenden Paragraphen ift jeder Dienft 
beziehungsweiſe jede Beſchäftigung eines Beamten zu verſtehen, für welchen ein 
Entgelt (die Naturalien nach ihrem Geldwerth gerechnet) aus einer öffentlichen 
Reichs⸗ oder Staatskaſſe gewährt wird; ferner der Dienſt bei ſolchen Inſtituten, 
welche ganz aus Mitteln des Reichs oder Staates unterhalten werden. 

Dienſtverrichtungen gegen ſtückweiſe Bezahlung, gegen Boten⸗, Tage⸗ oder 
Wochenlohn, auch wenn die Verwendung des Penſtonärs zur Befriedigung eines 
dauernden Bedürfniſſes und mit Ausſicht auf dauernde Beſchäftigung erfolgt, 
gehören nicht hierher. 


= — 


Artikel 12. 
An die Stelle des erſten Abſatzes des $. 77, ſowie an die Stelle der 
$$. 107 und 108 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 treten, unter Fortfall des 
$. 16 des Geſetzes vom 4. April 1874, folgende Vorſchriften: 


b. 77. 
I Bar Es (Erſter Abſatz.) 
Zen 3 Die Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs-, Staats⸗ und 
55 e. Kommunalbehörden, bei den Invaliditäts- und Altersverſicherungsanſtalten, ſowie 


(89 eee. bei ſtändiſchen oder ſolchen Inſtituten, welche ganz oder zum Theil aus Mitteln 
E SÉ Lë — des Reichs, Staates oder der Gemeinden unterhalten werden, jedoch aus⸗ 
Gees Eë Sofa, | Ihließlich des Forſtdienſtes, werden nach Maßgabe der darüber von dem Bundes⸗ 
el TO feſtzuſtellenden allgemeinen Grundſätze vorzugsweiſe mit Inhabern des Civil⸗ 

Cé Së 3 Gë be. verſorgungsſcheins (Militäranwärtern) beſetzt. 


1629 07.168 Ze SS An ger e,, , F. 109. 


Age, Hunke, Den im Civilſtaatsdienſt, ſowie im Kommunal- und Inſtitutendienſt ꝛc. 
de A „ angeſtellten Militäranwärtern und forſtverſorgungsberechtigten Perſonen des 
bai, 15 MW, e wird nach Maßgabe der Beſtimmungen in den $$. 48 ff. des 
OA. 22 keen Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 die Militärdienſtzeit bei Ermittelung 
ier . H ZU „der Penſion als penſionsfähige Dienftzeit in Anrechnung gebracht, wenn und 
1 GA inſoweit nach Landesrecht eine Anrechnung der Zeit ſtattfindet, welche im Civil⸗ 
e a dd ër, dienſt vor Erlangung einer feſten, mit Anſpruch oder Ausſicht auf Penſion 
a. 1 2 Ah verbundenen Anſtellung verbracht wurde. 

7 ee Landesrechtliche Beſtimmungen, welche hinſichtlich der Anrechnung der 
re? Zutun. 

Militärdienſtzeit günſtiger ſind, bleiben unberührt. 
a, 22 dat Siet TE 
$. 108. 


% dé 
bw or Erdient ein Militärpenſionär im Reichsdienſt eine Civilpenſion, fo erhält 
el ol A 2 e ER derſelbe an Stelle dieſer Civilpenſion die geſetzliche Invalidenpenſion aus Militär⸗ 
> fonds und daneben den etwaigen Mehrbetrag der Civilpenſion aus dem be- 
£ 33 bee. treffenden Civilpenſionsfonds. 
24 an! di 2 HGleiches gilt für Militärpenfionät, welche im Staats, Kommunal- oder 
1 Inftitutendienſt eine Civilpenſion erdienen, ſofern dieſelbe denjenigen Betrag erreicht, 
f e. 275 welchen der Penſionär zu beanſpruchen haben würde, wenn ſeine Penſionirung 
e 42 dh. 7: Fe 7 nach Maßgabe der für die Reichsbeamten geltenden Vorſchriften unter Zugrunde⸗ 
f legung feiner Geſammtdienſtzeit erfolgte. 
Zu VE. Erreicht die Civilpenſion ai Betrag nicht, fo iſt den Penſionären bis 
zur Erreichung desſelben die geſetzliche Invalidenpenſion neben der Civilpenfion 
zu gewähren. 
Die Penſions⸗ und Verſtümmelungszulagen ($$. 71 und 72) bleiben bei 
dieſen Berechnungen außer Betracht und werden unter allen Umſtänden aus 
Militärfonds beſtritten. 


€ 
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C. Kaiſerliche Marine. 


Artikel 13. 
An die Stelle der 68. 48, 49 und 52 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
treten, unter Fortfall des §.7 Abſatz 2 und 3, ſowie des F. 8 des Geſetzes 
vom 4. April 1874, folgende Vorſchriften: 


$. 48. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die ihr Gehalt aus dem 
Marine⸗Etat beziehenden Offiziere, im Offizierrange ſtehenden Aerzte, Ingenieure 
des Soldatenſtandes und die Deckofftziere der Kaiſerlichen Marine und deren 
Hinterbliebene mit den nachfolgenden Maßgaben Anwendung: 


$. 49. 

Als penſionsfähiges Dienſteinkommen wird in Anrechnung gebracht: 

1. für die Chargen vom Unterlieutenant zur See (ausſchließlich der In⸗ 
genieure des Soldatenſtandes) aufwärts das im F. 10 feſtgeſetzte 
Dienjteinfommen; 

2. für ſämmtliche Chargen der Ingenieure des Soldatenſtandes das etats⸗ 
mäßige Gehalt und der mittlere Chargenſerviszuſchuß, für die Chargen 
der Oberingenieure, Ingenieure und Unteringenieure außerdem eine 
Entſchädigung für Bedienung und für die Chargen der Ingenieure 
und Unteringenieure der Werth der ihnen zuftehenden Berechtigung zur 
Aufnahme in das Lazareth gegen eine billige Durchſchnittsvergütung, 

3. für die Deckoffiziere das etatsmäßige Gehalt, der mittlere Chargen⸗ 
ſerviszuſchuß, die zuletzt bezogene Seefahrzulage und der Werth der 
ihnen zuſtehenden Berechtigung zur Aufnahme in das Lazareth gegen 
eine billige Durchſchnittsvergütung; 

4. für die Marineärzte die ihnen nach dem Etatsgeſetze gebührenden 
Zulagen. 

§. 52. 

Die auf Seereiſen nachweislich in Folge einer militäriſchen Aktion oder 
durch außerordentliche klimatiſche Einflüſſe, namentlich bei längerem Aufenthalt 
in den Tropen invalide und zur Fortſetzung des Seedienſtes ohne ihr Verſchulden 
unfähig gewordenen Offiziere, Aerzte im Offizierrange, Ingenieure des Soldaten⸗ 
ſtandes und Deckoffiziere haben auf die im F. 12 feſtgeſetzten Penſionserhöhungen 
Anſpruch, jedoch nur dann, wenn dieſer Anſpruch innerhalb ſechs Jahren nach 
der Rückkehr in die Heimath oder nach der im Auslande erfolgten Entlaſſung 
geltend gemacht iſt und wenn derſelbe daraufhin von der oberſten Marine⸗ 
verwaltungsbehörde als begründet anerkannt wird. 

Den Wittwen der durch Schiffbruch verunglückten, ſowie der in Folge der 
obengedachten Urſachen auf Seereiſen vor Ablauf von ſechs Jahren nach der 

Reichs- Geſetbl. 1893, 35 
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Rückkehr in die Heimath oder nach der im Auslande erfolgten Entlaſſung ver- 
ſtorbenen Offiziere, Aerzte im Offizierrange, Ingenieure des Soldatenftandes und 
Deckoffiziere find die im $. 41, den Kindern, Eltern oder Großeltern die im 
§. 42 feſtgeſetzten Beihülfen zu gewähren. Die Wittwen und Kinder haben 
jedoch auf dieſe Beihülfen nur dann Anſpruch, wenn die Ehe ſchon zur Zeit der 
Seereiſe beſtanden hat. 

Artikel 14. 

Die § 5. 53 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und 9 des Geſetzes vom 
4. April 1874, $. 57, Aë 82 B und 83, 55 und 116 des Geſetzes vom 27. Juni 
1871 werden, wie folgt, abgeändert beziehungsweiſe ergänzt: 

In den $$. 53 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und 9 des Geſetzes vom 
4. April 1874 treten an Stelle der Worte: „Maſchineningenieuren“ die Worte: 

„Ingenieuren des Soldatenſtandes“. 

Den im H. 53 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 aufgezählten Perſonen 
treten außerdem noch die Obermechaniker und Mechaniker hinzu. 

Im F. 57 fallen die Worte: „1., die Marineverwalter und“ fort, dagegen 
treten den dort unter 2 aufgezählten Perſonen noch die Schiffsführer und Steuer⸗ 
leute vom Leuchtfeuerperſonal hinzu. 

In den $$. 82 B und 83 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 treten an die 
Stelle der Worte: „nach der Rückkehr in den erſten heimathlichen Hafen“ 
die Worte: 

„nach der Rückkehr in die Heimath oder der erfolgten Entlaſſung im 
Auslande “. 

In den $$. 55 und 116 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 treten an die 

Stelle der Worte: „dem beziehungsweiſe das Marineminiſterium“ die Worte: 
„der oberſten beziehungsweiſe die oberſte Marineverwaltungsbehörde “. 


Artikel 15. 

Für die Hinterbliebenen der Militärperſonen der Unterklaſſen der Marine 
wird die im F. 94 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 beſtimmte Friſt gleichfalls 
auf ſechs Jahre nach der Rückkehr in die Heimath oder nach der im Auslande 
erfolgten Entlaſſung mit der im F. 52 Abſatz 2 dieſes Geſetzes enthaltenen Be⸗ 
ſchränkung für die Wittwen und Kinder feſtgeſetzt. 


D. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 16. 

Auf die im Offizierrange ſtehenden Verwalter des Kadettenkorps finden 
hinſichtlich der Penſionirung die Beſtimmungen des I. Theils des Geſetzes vom 
27. Juni 1871 nebſt Ergänzungen mit der Maßgabe Anwendung, daß bei Be⸗ 
meſſung der Penſion der Betrag des wirklich bezogenen etatsmäßigen Gehalts zu 
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Grunde gelegt wird ($. 6 des Geſetzes vom 4. April 1874). Auf die im Range 
der Unteroffiziere ſtehenden Verwalter des Kadettenkorps finden hinſichtlich ihrer 
Penſionirung die Beſtimmungen des II. Theils des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
nebſt Ergänzungen, hinſichtlich ihrer Hinterbliebenen die Beſtimmungen des Ge⸗ 
fees vom 17. Juni 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 237), betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen von Angehörigen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen 
Marine, in gleicher Weiſe Anwendung, wie auf die im $. 91 des erſteren be⸗ 
ziehungsweiſe im $. 32 des letzteren Geſetzes aufgeführten Perſonen. 


Artikel 17. 

1. Perſonen des Soldatenſtandes und Beamten des Reichsheeres und der 
Kaiſerlichen Marine, welche auf Befehl einem Feldzuge einer ausländiſchen Armee 
oder Marine beiwohnen oder beigewohnt haben, kann nach Beſtimmung des 
Kaiſers zu der wirklichen Dauer der Dienſtzeit ein Jahr und bei dergleichen 
Kriegen von längerer Dauer ein Zeitraum von zwei oder mehreren Jahren zu⸗ 
gerechnet werden ($$. 23 und 60 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und F. 49 
des Geſetzes vom 31. März 1873). 

Inwiefern auf die vorbezeichneten Perſonen beziehungsweiſe deren Hinter⸗ 
bliebene die für die Theilnehmer an einem vaterländiſchen Feldzuge und deren 
Hinterbliebene gegebenen Vorſchriften in Anwendung zu bringen ſind, darüber 
wird in jedem Falle durch den Kaiſer Beſtimmung getroffen. 

Die hierbei in Berückſichtigung zu ziehenden Friſten, welche vom Friedens⸗ 
ſchluſſe ab zu berechnen ſind, beginnen mit dem Ablauf des Monats, in welchem 
die Rückkehr vom Kriegsſchauplatz erfolgt iſt. 

2. Perſonen des Soldatenſtandes und Beamten des Reichsheeres und der 
Kaiſerlichen Marine, welche, ohne zur Beſatzung eines Schiffes der Kaiſerlichen 
Marine zu gehören, in den deutſchen Schutzgebieten und deren Hinterländern im 
Dienſt des Reichs Verwendung gefunden haben, wird die daſelbſt zugebrachte 
Dienſtzeit bei der Penſionirung doppelt in Anrechnung gebracht, ſofern ſie min⸗ 
deſtens ſechs Monate ohne Unterbrechung gedauert hat. Seereiſen außerhalb der 
Oſt⸗ und Nordſee rechnen hierbei der Verwendung in den Schutzgebieten gleich. 

Ausgenommen von dieſer Doppelrechnung iſt die in ſolche Jahre fallende 
Dienſtzeit, welche bereits als Kriegsjahr zu erhöhtem Anſatz kommt. 


Artikel 18. 

Die auf Grund der $$. 13, 56, 72 und 89 bis 93 des Geſetzes vom 
27. Juni 1871 gewährten Verſtümmelungszulagen bleiben bei der Veranlagung 
zu den Steuern und anderen öffentlichen Abgaben jeder Art außer Anſatz. 

Dieſe Penſionserhöhungen find weder der Pfändung unterworfen, noch bei 
der Ermittelung, ob und zu welchem Betrage ein Einkommen der Pfändung 
unterliege, zu berechnen. 

Der Anſpruch der Unteroffiziere auf die ihnen bei ihrem Ausſcheiden ge 
währten Dienſtprämien kann mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch 


u e E 


übertragen, noch gepfändet werden. Auch iſt bei Unteroffizieren während dreier 
Monate nach Auszahlung der Prämie ein dieſer gleichkommender Geldbetrag der 
Pfändung nicht unterworfen. 

Die im Abſatz 2 und 3 feſtgeſetzten Beſchränkungen der Pfändung finden 
keine Anwendung auf die im F. 749 Abſatz 4 der Civilprozeßordnung bezeichneten 
Forderungen der Ehefrau und der ehelichen Kinder des Schuldners. 


Artikel 19. 

Die auf Grund der Reichs⸗Militärpenſionsgeſetze zuſtändigen Anſprüche 
auf Rückſtände an Penſionen, Beihülfen und ſonſtigen Bewilligungen verjähren 
in zehn Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluſſe des Kalenderjahres, 
für welches der Rückſtand zu zahlen ſein würde. 


Artikel 20. 

Militärperſonen, welche eine Dienſtbeſchädigung erlitten haben, oder deren 
Hinterbliebene haben gegen die Militär- und die Marineverwaltung nur die auf 
den Penſionsgeſetzen oder dem Geſetze, betreffend die Fürſorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenſtandes in Folge von Betriebsunfällen, vom 15. März 1886 
beruhenden Anſprüche. 


E. Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


Artikel 21. 

Die in den Artikeln 4, 5, 6 und 10 des gegenwärtigen Geſetzes enthaltenen 
Beſtimmungen finden auch auf diejenigen ehemaligen Militärperſonen Anwendung, 
über deren Verſorgungsanſprüche unter Zugrundelegung des Geſetzes vom 
27. Juni 1871 bereits entſchieden iſt beziehungsweiſe zu entſcheiden war. 


Artikel 22. 

Die durch Artikel 7 des gegenwärtigen Geſetzes feſtgeſetzte Erhöhung der 
Zulage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheins ($. 76 des Geſetzes vom 
27. Juni 1871) von 9 auf 12 Mark monatlich iſt den bereits vorhandenen 
Empfängern dieſer Zulage inſoweit zu gewähren, als dieſelben am Kriege 187 0/71 
oder an einem Kriege vor 1870/71 theilgenommen haben oder ſeit dieſem Kriege 
durch eine militäriſche Aktion oder durch Seereiſen invalide geworden ſind. 


Artikel 23. 

Die in den Artikeln 2, 3, 11 und 12 des gegenwärtigen Geſetzes ent⸗ 
haltenen Vorſchriften finden auf die bereits aus dem Militärdienſt ausgeſchiedenen 
Perſonen ohne Rückſicht darauf Anwendung, nach welcher geſetzlichen oder ſonſtigen 
Vorſchrift ihre Penſionirung erfolgt iſt — jedoch mit nachſtehender Maßgabe: 

1. Die veränderten Vorſchriften, betreffend die aus dem Civildienſt (Reichs-, 

Staats⸗ oder Kommunaldienſt ꝛc.) ausſcheidenden ehemaligen Militär⸗ 
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perſonen ($$. 35, 107 und 108 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und 
Artikel 3 des gegenwärtigen Geſetzes), finden nur auf diejenigen Per⸗ 
ſonen Anwendung, welche nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus 
dem Civildienſt beziehungsweiſe Gendarmeriedienſt ausſcheiden. 

2. Die Vorſchriften des Artikels 2 §. 32 b und des Artikels 11 F. 100, 
finden keine Anwendung, wenn die Verurtheilung vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes erfolgt iſt. 


Artikel 24. 

Die Zahlung der nach dieſem Geſetze eintretenden Bewilligungen hebt mit 
demjenigen Monate an, in welchem dasſelbe Geltung erlangt. Anſprüche auf 
Nachzahlungen für eine vor Eintritt der verbindlichen Kraft dieſes Geſetzes liegende 
Zeit können aus demſelben nicht abgeleitet werden. 


Artikel 25. 

Für das Etatsjahr 1893/94 dürfen behufs Deckung der nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes dem Reichs⸗Invalidenfonds zur 
Laſt fallenden Mehrausgaben aus den Kapitalbeſtänden des letzteren die erforder⸗ 
lichen Mittel bis zum Höchſtbetrage von vier Millionen Mark über die im Reiche 
haushalts⸗Etat (Kapitel 18 der Einnahmen) vorgeſehenen Summen hinaus flüſſig 
gemacht werden. 

Artikel 26. 

An die Stelle der Beſtimmung im zweiten Abſatz des $. 1 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 495) tritt folgende Beſtimmung: 

Dem Königreich Bayern wird alljährlich aus den Mitteln des Reichs-In⸗ 
validenfonds eine Summe überwieſen, welche ſich nach dem thatſächlichen Aufwande 
für die unter a, b und e bezeichneten Ausgaben für Angehörige der Landarmee 
und deren Hinterbliebene im Verhältniß der Kopfſtärke des Königlich bayerifchen 
Militärkontingents zu jener der übrigen Theile des Reichsheeres bemißt. 


Ake 27, 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 22. Mai 1893. 
(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1893. 36 
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